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Krieg kennt keine Sieger«, war 
am Sonnabend auf Transpa-
renten von Friedensaktivisten 

in München zu lesen. Nach Angaben 
des »Aktionsbündnisses gegen die die 
NATO-Sicherheitskonferenz« waren 
insgesamt rund 4.000 Menschen in die 
bayrische Landeshauptstadt gekommen, 
um für eine Auflösung des sogenann-
ten Verteidigungsbündnisses NATO und 
für ein Ende deutscher Rüstungsexporte 
und Auslandseinsätze der Bundeswehr 
zu demonstrieren. An der Manifesta-
tion der Kriegsgegner nahmen auch 
zahlreiche Kurden teil, um gegen den 
Einmarsch türkischer Truppen in die 
kurdische Region Afrin in Nordsyrien 
und gegen deutsche Waffenlieferungen 
an das Regime von Präsident Recep 
Tayyip Erdogan zu protestieren. Die 
Polizei nahm Demonstranten wegen 
des Zeigens von Symbolen der kurdi-
schen Selbstverteidigungskräfte YPG 
in Gewahrsam. Das Anti-»Siko«-Bünd-
nis protestierte dagegen unter Verweis 
darauf, dass das Bayerische Oberver-
waltungsgericht in zweiter Instanz eine 
Verbotsverfügung in bezug auf YPG-
Zeichen aufgehoben hatte. 

Die Redner auf der Demo befassten 
sich insbesondere mit dem türkischen 
Überfall auf Afrin und mit der neuen 
EU-Militärkooperation Pesco (Perma-
nent Structured Cooperation, Ständige 
Strukturierte Zusammenarbeit). Wal-
ter Listl vom Bündnis betonte, beim 
Krieg in Afrin handele es sich um einen 
Bruch des Völkerrechts, bei dem deut-
sche Waffen zum Einsatz kämen. Mit 
dem Koalitionspapier von CDU, CSU 
und SPD werde die Aufrüstung fortge-
schrieben, so Listl. Die Forderung nach 
Abzug der US-Atomwaffen von deut-
schem Boden komme darin nicht vor. 

Parallel zur Tagung von NATO-Poli-

tikern und Rüstungslobbyisten fand am 
Freitag und Sonnabend in München 
auch eine internationale Friedenskon-
ferenz statt, auf der zahlreiche Konflikt-
forscher aus aller Welt für eine Ent-
spannungspolitik plädierten. Rund 350 
Menschen nahmen an dem Kongress 
teil. 

Derweil herrschte auf der »Siko« 
höchste Spannung auch zwischen Ver-
bündeten. Der türkische Außenminister 
Mevlüt Cavusoglu sagte dort am Sonn-
tag, es sei »skandalös und inakzepta-
bel«, dass die USA im Kampf gegen 
die Dschihadistenmiliz IS in Syrien 
weiter auf ein Bündnis mit der kurdi-

schen »Terrororganisation« YPG setze. 
Premier Binali Yildirim verteidigte in 
München auch den Einsatz deutscher 
»Leopard«-Panzer zur »Verteidigung« 
seines Landes in Syrien – und forderte 
Nachschub sowie Unterstützung beim 
Bau des türkischen Panzers »Altay« 
durch deutsche Konzerne. Die Bundes-
wehr hatte der Türkei zwischen 2006 
und 2011 insgesamt 354 »Leopard 2« 
geliefert, ohne Auflagen für den Einsatz 
zu erteilen. Nach Beginn der Syrien-Of-
fensive im Januar hatten sich Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) und 
Außenminister Sigmar Gabriel (SPD) 
darauf verständigt, die geplante Nach-
rüstung der Panzer mit Minenschutz zu 
stoppen. Yildirim betonte, damit habe 
er kein Problem, man könne sich die 
nötige Technologie auch anderweitig 
beschaffen. 

Der israelische Ministerpräsident 
Benjamin Netanjahu übte sich am 
Sonntag in München im Säblrasseln 
gegenüber dem Iran. Er präsentierte 
das Trümmerteil einer abgeschossenen 
Drohne, die aus dem Iran stammen soll, 
als »Beweis« für eine »iranische Ag-
gression gegenüber seinem Land. 

Am Sonnabend hatte Bundesaußen-
minister Gabriel in München gewarnt, 
die Welt stehe am »Abgrund«. Die »Ve-
getarier« müssten sich vor den »Fleisch-
fressern« in acht nehmen, meinte er et-
was nebulös. Bei einem Treffen mit sei-
nem russischen Kollegen Sergej Law-
row am Rande der Konferenz sprach er 
sich indes für einen schrittweisen Abbau 
der Sanktionen gegen Russland aus. 
Zugleich unterstützte er den Vorschlag 
des russischen Präsidenten Wladimir 
Putin von vor einem halben Jahr, einen 
Waffenstillstand in der Ostukraine über 
einen UN-Blauhelmeinsatz zu sichern. 

Siehe Kommentar auf Seite 8

Gegen das Kriegskartell

Kommen Fahrverbote für Dieselfahrzeuge?

WWW.JUNGEWELT.DE

Kiew: Russisches 

Kulturzentrum verwüstet

Kiew. Mehrere Dutzend ukrainische 
Nationalisten haben am Sonntag mit 
einem Marsch die Schließung des 
russischen Kulturzentrums in Kiew 
gefordert. Sie schlugen zahlreiche 
Fensterscheiben ein, unter anderem 
in einer Filiale einer russischen 
Bank. Bereits am Sonnabend hatten 
Mitglieder der nationalistischen Or-
ganisation »S 14« das Gebäude des 
Kulturcenters verwüstet. Sie sprüh-
ten unter anderem »Tod Russland« 
und »Weg mit dem FSB« an die 
Wände und verbrannten eine russi-
sche Flagge. Währenddessen haben 
mehrere tausend Anhänger des ab-
geschobenen Oppositionellen Mi-
chail Saakaschwili in der Innenstadt 
Kiews den Rücktritt des Staatschefs 
Petro Poroschenko gefordert. Bis zu 
2.500 Menschen sollen am Sonntag 
durch das Zentrum der ukrainischen 
Kapitale marschiert sein. Dabei 
waren 3.000 Polizisten im Einsatz. 

(dpa/jW)

Insolvenzverschleppung 

bei Air Berlin?

Berlin. Wirtschaftsprüfer haben 
einem Bericht zufolge Anhaltspunk-
te für eine mögliche Insolvenzver-
schleppung bei Air Berlin gefunden. 
Experten der Unternehmensbera-
tung Pricewaterhouse Coopers unter-
suchten im Auftrag des Insolvenz-
verwalters Lucas Flöther derzeit vor 
allem die Tochterfirma »Air Berlin 
Technik«, meldete Bild am Sonntag.
Auch in einem Insolvenzbericht von 
Ende Januar seien mögliche Haf-
tungsansprüche gegen Geschäfts-
führer wegen eines verspäteten In-
solvenzantrags explizit festgehalten. 
Wie das Blatt weiter berichtete, will 
der Gläubigerausschuss von Air 
Berlin am 5. März über eine Klage 
gegen den früheren Miteigentümer 
Etihad entscheiden. Dabei gehe es 
um die Haftung für ein Finanzver-
sprechen des Unternehmens aus Abu 
Dhabi von April 2017, das Etihad 
jedoch später zurückzog. Im Erfolgs-
fall könnte die Klage bis zu 800 
Millionen Euro einbringen, hieß es. 

(AFP/jW)

Protest gegen die Kriegstreiber auf der Münchner »Sicherheitskonferenz«, 
kurz MSC, am Sonnabend in der bayerischen Landeshauptstadt. Rund 4.000 
Menschen beteiligten sich an der Friedensdemo
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München: Tausende demonstrierten für Ende von NATO-Aggressionen und Hochrüstung. 
Derweil herrschte auf »Sicherheitskonferenz« Hochspannung. Von Reinhard Jellen, Jana Frielinghaus

Städtetag kritisiert Bundesregierung für sanften Umgang mit der Autoindustrie. Gerichtsurteil erwartet

Der Deutsche Städtetag hat den 
sanften Umgang der Bundes-
regierung mit der Autoindus-

trie kritisiert. Die bisher getroffenen 
Maßnahmen für eine Verbesserung 
der Luft in Innenstädten, die vor allem 
durch Dieselfahrzeuge verschmutzt 
werde, reichten nicht. »Wir wissen 
bis heute nicht, wie wirksam die Soft-
ware-Updates wirklich sind. Die Bun-
desregierung muss mit der Autoindus-
trie deutlicher sprechen als bisher«, 
sagte Helmut Dedy, Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Städtetags, der 
Deutschen Presse-Agentur laut deren 

Meldung vom Sonntag. »Die Bundes-
regierung, zumindest das Verkehrsmi-
nisterium, scheint das Thema auszu-
sitzen. Das landet im Ergebnis dann 
in unseren Rathäusern, und da gehört 
es nicht hin.«

Das Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig verhandelt am 22. Februar 
über die Frage, ob Dieselfahrverbote 
rechtlich zulässig sind. Dedy sagte, 
nach den Vorinstanzen könne es gut 
sein, dass das Bundesverwaltungs-
gericht Fahrverbote nach geltender 
Rechtslage für zulässig erkläre. »Wir 
wollen keine Fahrverbote. Aber wenn 

die Länder sie in Luftreinhaltepläne 
aufnehmen müssen, weil Gerichte das 
sagen, dann müssen wir in den betrof-
fenen Städten handeln können. Doch 
nach jetzigem Stand lassen sich Fahr-
verbote für ältere Diesel-Fahrzeuge 
überhaupt nicht wirksam kontrollie-
ren.« Falls Leipzig Fahrverbote für 
zulässig erklärt, werde es eine poli-
tische Debatte über die Einführung 
einer »blauen Plakette« geben. »In-
dustriepolitisch wäre es klug, das zu 
machen, weil dann getrennt werden 
könnte zwischen neuer Technik und 
alten Diesel-Autos.«

Falls es keine Umrüstung der Hard-
ware gebe, seien Fahrverbote für äl-
tere Dieselfahrzeuge in mindestens 
zehn deutschen Großstädten wahr-
scheinlich, so der Wissenschaftler 
Ferdinand Dudenhöffer. In München, 
Stuttgart, Köln, Reutlingen, Ham-
burg, Heilbronn, Kiel, Düsseldorf, 
Darmstadt und Ludwigsburg müssten 
die Gefährte stehenbleiben, wie am 
Wochenende von Dudenhöffer veröf-
fentlichte Berechnungen des CAR-In-
stituts an der Universität Duisburg-Es-
sen ergaben.

 (dpa/AFP/jW)
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Dasselbe Muster
Bereits einen Tag nach dem An-

schlag von Düsseldorf-Wehrhahn 

am 27. Juli 2000 gab es Hinweise auf 

dessen Urheber. Die Staatsanwalt-

schaft kümmerte sich wenig darum, 

die Rolle des Verfassungsschutzes 

wird nicht untersucht. Ein GesprächM
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Am Rand der Münchner Sicher-

heitskonferenz fand am Sonnabend 

ein deutsch-russisches Unterneh-

mertreffen statt, an dem der russi-

sche Außenminister Sergej Lawrow 

und der geschäftsführende deut-

sche Außenminister Sigmar Gabriel 

teilnahmen. Lawrow erklärte bei 

dieser Gelegenheit u. a.:

Wir treten dafür ein, dass unsere Be-
ziehungen bei aller Verschiedenheit 
des Herangehens an eine ganze Rei-
he politischer Probleme trotz alledem 
auf realen Grundinteressen Deutsch-
lands und Russlands basieren sollten, 
so dass die Politik niemals die Wirt-
schaft gängeln sollte und umgekehrt 
(…).

Ich weiß, dass die Russisch-Deut-
sche Außenhandelskammer kürzlich 
eine Umfrage dazu durchgeführt hat, 
inwiefern deutsche Firmen zu neu-
erlichen umfangreicheren Investitio-
nen in Russland bereit wären. Dabei 
wurde Interesse dafür in Höhe von 
einer halben Milliarde Euro signali-
siert. Das ist beachtlich, wenn man 
bedenkt, dass bereits ein gewaltiges 
Investitionsvolumen in die Russische 
Föderation geflossen ist. Wir werden 
alles Erforderliche tun, damit sich 
die Geschäftswelt, einschließlich der 
deutschen, in Russland wohlfühlt.

Wir verstehen, dass der wichtigste 
Störfaktor dabei die Sanktionsspirale 
ist, deren »Hauptwickler« (…) die 
USA sind. Europa ist gehalten, den 
Preis zu zahlen. (…) Wir verstehen, 
dass hier Wirtschaftsinteressen eine 
Rolle spielen. Die Amerikaner ver-
hehlen nicht, dass sie ihre Interessen 
durchsetzen wollen, das Argument, 
die Russische Föderation zügeln zu 
wollen, ist vorgeschoben. Da gibt es 
»Nord Stream 2«, wozu die Bundes-
kanzlerin ebenso eine klare Position 
bezieht wie auch eine ganze Reihe 
anderer Länder, deren Industrien aus-
schließlich den kommerziellen und 
nützlichen Sinn dieses Projektes 
sehen. Für diejenigen, die es »tor-
pedieren« wollen, ist wichtig, sich 
darüber im klaren zu sein, dass die 
Pipeline von Jamal nach Deutsch-
land 2.000  Kilometer kürzer ist als 
die gegenwärtige Leitung durch die 
Ukraine nach Deutschland. Die Tran-
sitkosten werden fast zweimal gerin-
ger sein als heute. Der wirtschaftliche 
Nutzen ist ganz offensichtlich. Ich bin 
überzeugt, dass diese Überlegungen 
auch für die Nachbarländer Deutsch-
lands eine Grundlage bilden. (…)

Wir sind dabei, den negativen 
Trend im Außenhandel zu über-
winden. Nach der Statistik des Vor-

jahres ist der Warenaustausch zwi-
schen Russland und Deutschland um 
50  Milliarden Dollar gewachsen – 
das ist eine Steigerung um 20 Pro-
zent. Nicht unbedeutend ist der zwi-
schengeschaltete Mechanismus der 
Regierungen, ich meine die Arbeits-
gruppe für strategische Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Wirtschaft 
und Finanzen. Sie hat ihre Tätigkeit 
im September vergangenen Jahres in 
Berlin reaktiviert. Ich möchte hervor-
heben, dass eine bayerisch-russische 
Arbeitsgruppe zur Unterstützung der 
Wirtschaftszusammenarbeit ins Le-
ben gerufen wurde. Und buchstäb-
lich in Kürze läuft die praktische 
Arbeit eines solchen Gremiums auch 
zwischen Russland und Mecklen-
burg-Vorpommern an. (…)

Erwähnt werden soll auch die 
Hightech-Sphäre. Im September 2017 
wurde in Hamburg der Röntgenlaser 
auf Basis freier Elektronen im Rah-
men des (European) XFEL-Projektes 
(X-Ray Free-Electron Laser, jW) in 
Betrieb genommen, bei dem Russland 
der Schlüsselpartner Deutschlands ist. 
Das Ministerium für Wissenschaft 
und Bildung erarbeitet zusammen 
mit unseren deutschen Partnern die 
Roadmap für weitere wissenschaft-
lich-technische Zusammenarbeit. (…)

Während des Filmfesti-
vals Berlinale werden 
Kulturschaffende 

am Dienstag über die prekä-
ren Arbeitsbedingungen in der 
Branche diskutieren. Jenseits der 
roten Teppiche und des Glanzes 
wird in der ganzen Republik oft 
ohne Vertrag oder zu geringen 
Stundenlöhnen geschuftet. Wie 
bewerten Sie die Arbeitssitua-
tion?

Bei der Berlinale geht es im Vergleich 
zu anderen Festivals noch relativ gut 
zu, weil die Kulturschaffenden dort 
die miesen Arbeitsbedingungen in 
den vergangenen Jahren bereits the-
matisiert hatten. Dort ist man auf 
gutem Weg, trotzdem ist noch eine 
Menge zum Besseren zu verändern. 
Bundesweit gibt es immer noch so-
genannte Volunteers: Die überneh-
men die Kinobetreuung oder bringen 
Gäste zum richtigen Zeitpunkt an die 
richtige Stelle – für null Euro. Da 
heißt es etwa: Du kannst schöne Fil-
me anschauen und interessante Leute 
treffen, du kannst doch so gut organi-
sieren. Nur wenige Festangestellte bei 
Festivals haben keine nennenswerten 
Probleme. Die meisten Festivalarbei-
ter hangeln sich aber von Werkver-
trag zu Werkvertrag, ein paar Monate 
hier, ein paar woanders: So ergeht 
es Moderatoren, Beschäftigten in der 
Öffentlichkeitsarbeit oder der Orga-
nisation. Insbesondere Programmver-
antwortliche, die Filme auswählen, 
verbringen viel Zeit mit dem Sichten, 
der Beschreibung, dem Vorbereiten 
von Debatten.

Ihnen geht es also wie Saison-
arbeitern. Ob sie Urlaub machen 
können, ist fraglich; ebenso, ob 

später die Rente zum Lebens-
unterhalt reicht oder es nur eine 
Grundsicherung geben wird. 
Können Sie Beispiele schildern?

Nehmen wir mal die Gästebetreuung. 
Diese Arbeit setzt viel voraus: Gute 
Ortskenntnisse, exaktes Zeitmanage-
ment, um die Gäste zum richtigen 
Zeitpunkt an die richtige Stelle zu 
bringen. Die meisten Kulturschaf-
fenden bei Festivals haben ein Hoch-
schulstudium absolviert; schleppen 
sich aber Jahr für Jahr von Festival 
zu Festival mit kurzen Pausen – un-
bezahlt, versteht sich! Sie arbeiten 
einige Monate bei der Berlinale, dann 
in München, anschließend geht es zur 
Viennale nach Wien. Wenn sie vor der 
Erfüllung eines Werksvertrags krank 
werden, erhalten sie keinen Cent. Die 
Künstlersozialkasse nimmt sie nicht 
auf. An Kündigungsschutz ist nicht zu 
denken. Jahr für Jahr wird erneut ent-
schieden, ob es weitergeht – selbst in 
Leitungsfunktionen mitunter.

Bei welchen Festivals herrschen 
besonders prekäre Verhältnisse 
vor?

Je weiter man nach Osten kommt, des-
to schlechter wird bezahlt. Es geht da-
rum: Wie ist das Festival finanziert? 
Gibt es öffentliche Zuschüsse oder 
wird eingespart? Konnten Sponsoren 
geworben werden; oder sind welche 
abgesprungen? Fallen ein paar Pro-
zent des Etats weg, müssen es die Kul-
turschaffenden ausbaden. Beispiel: 

Nach 26 Jahren hatte die Programm-
chefin des Leipziger DOK-Festivals 
plötzlich ihre Stelle aufgeben müs-
sen. Die neue Intendantin hatte kei-
nen Vertrag mehr mit ihr abschließen, 
sondern sie lediglich auf Honorarba-
sis weiterbeschäftigen wollen. Das 
größte Problem der Branche: Es gibt 
keinerlei Sicherheiten.

Sie haben sich nun organisiert – 
was fordern Sie?

Wir nennen uns bewusst »Festivalar-
beiterInnen« in Verdi. Es geht über-
haupt darum zu verdeutlichen, dass 
es sich um eine Berufstätigkeit han-
delt, die verlässlich erledigt werden 
muss. Viele wissen zuwenig darüber, 
welche Arbeitsrechte ihnen zustehen, 
wie eine angemessene Bezahlung aus-
sehen sollte. Häufig wird ausgenutzt, 
dass wir unsere Arbeit lieben; sozusa-
gen Überzeugungstäter sind.

Es gibt also noch viel zu tun, um 
die Interessen der Beschäftigten 
zu vertreten? 

Wir haben uns im Februar 2016 bei 
der Berlinale zusammengefunden. 
Seither stehen wir in Kontakt mit 
verschiedenen Ansprechpartnern, 
etwa den kulturpolitischen Experten 
der Bundestagsfraktionen. Dort soll 
jemand wahrnehmen, dass es diese 
Beschäftigten überhaupt gibt. Beim 
Leipziger DOK-Fest im November 
2016 hatten wir 100 Festivalarbeitern 
die Frage gestellt: Wer ist im Alter 
abgesichert? Nur eine einzige Hand 
ging hoch, von einem Mann, der 
beim Bayrischen Rundfunk gearbeitet 
hatte. Darüber sprachen wir mit der 
Pensionskasse Rundfunk und erhiel-
ten das positive Signal, dass deren 
Öffnung für Festivalarbeiter künftig 
denkbar ist. Interview: Gitta Düperthal

»Die meisten hangeln sich von 
Werkvertrag zu Werkvertrag«

Man plant Massenmord

Cem Özdemir

Münchner »Sicherheitskonferenz« beendet

Interventionist des Tages

Wenn die Ultras aus An-
kara in der Stadt sind, 
darf sich sogar ein reak-

tionärer Knochen wie Cem Özdemir 
als Revolutionär fühlen. Die Welt
meldete am Sonnabend abend, der 
frühere Chef der Grünen sei bei der 
Münchner »Sicherheitskonferenz« 
unter Polizeischutz gestellt worden. 
Der Grund: Özdemir war im selben 
Hotel wie die türkische Delegation 
um Ministerpräsident Binali Yildirim 
untergebracht und die – Achtung, 
jetzt kommt's! – habe sich bei der 
Polizei beschwert, dass sie mit einem 
»Terroristen« unter einem Dach 
wohne.

Das ist ebenso komisch wie die 
Begleitumstände. Özdemir erzählte 
der Welt, er sei am Freitag in der Ho-
tellobby türkischen Bodyguards be-
gegnet und habe an ihrem Gesichts-
ausdruck ablesen können, »dass sie 

nicht erfreut waren, mich zu sehen«. 
Klingt ein wenig nach Comedy: 
»Ey, guckst du?!«, aber sei’s drum. 
Jedenfalls hätten nach den türkischen 
Beschwerden drei Polizisten den 
Grünen in München begleitet.

Als »absurden Vorfall« handelte 
die Welt das Ganze ab. Absurd daran 
ist vor allem, dass Özdemir sich 
mit wohlfeiler Kritik am türkischen 
Diktator Recep Tayyip Erdogan als 
Linker verkaufen kann. Tatsächlich 
ist der Mann aus dem württembergi-
schen Bad Urach ein übler Interven-
tionist. Es wurmt ihn, dass Deutsch-
land bei der Zerschlagung Libyens 
und dem Mord an dessen Staatschef 
Muammar Al-Ghaddafi im Jahr 2011 
nicht mitgemischt hat. Und im Okto-
ber 2016 machte er im Spiegel Stim-
mung für ein direktes militärisches 
Eingreifen des Westens in Syrien.

Was beweist, dass Özdemir das 
»Young-Leader-Programm« des mit 
dem Netzwerk »Atlantikbrücke« ver-
bundenen American Council on Ger-
many nicht umsonst absolviert hat. 
Aus dem Verein »Atlantikbrücke« 
trat er übrigens nur aus, weil ihm der 
CDU-Einfluss dort nicht passte. Wä-
re ja noch schöner, wenn man als grü-
ner Kriegstreiber Unionspolitikern 
hinterherlaufen muss.

Kristian Stemmler

Unter den besonders hofierten 
Teilnehmern der diesjäh-
rigen Münchner »Sicher-

heitskonferenz« waren ungefähr 
ebenso viele Kriegsverbrecher und 
Aufrüstungsfreaks wie in den Vor-
jahren. Die Veranstaltung ist ihre 
Strategieberatung, man trug sich 
gegenseitig, von der deutschen »Ver-
teidigungs«ministerin Ursula von 
der Leyen bis zum Abgesandten der 
Trump-Administration, dem Natio-
nalen Sicherheitsberater Herbert R. 
McMaster, die Planungen für Mas-
senmord vor. Besonnene Worte aus 
Russland oder China, die in Mün-
chen auch zu hören waren, schaffen 
es kaum in die hiesigen Qualitätsme-
dien, die Vertreter Afrikas, die eben-
falls auftraten, wurden nicht erwähnt. 
Sigmar Gabriel machte PR für sich. 
Benjamin Netanjahu erschien mit 
einem Drohnentrümmerteil. 2012 
hatte er schon einen Karton mit auf-
gemalter Atombombe in die UN-Ge-
neralversammlung geschleppt, um 
zu »beweisen«, dass der Iran ab 2013 
über eine echte verfügen werde. Die 
deutsche Bundeskanzlerin erschien 
zu so etwas erst gar nicht.

Nichts Neues? Doch, aber nicht 
im Saal, sondern in der Realität. 
Beispiel Syrien: In der Frankfurter 
Allgemeinen Sonntagszeitung fragte 
Wibke Becker, »Kann jeder in Syrien 
bomben?« Ihre Antwort: »Nach den 
letzten Wochen muss man sagen: 
ja«. Und: »Aus dem Bürgerkrieg in 
Syrien ist ein großer Krieg gewor-
den«. Das ist richtig. Allerdings muss 
hinzugesetzt werden: Dieser Krieg 
wurde von Anfang an zwecks Re-
gime-Change vom Westen und den 
mit ihm verbündeten Öldiktaturen 
am Golf angeheizt. Die Souveränität 

Syriens störte sie dabei nie. Als Russ-
land auf Einladung der syrischen 
Regierung 2015 eingriff, fügte es 
den Fußtruppen des Westens, den 
Kopfabschneiderbrigaden am Bo-
den, entscheidende Schläge zu. Ein 
russischer Erfolg aber lässt keinen 
in Washington, Berlin, London oder 
Paris kalt, und nun droht die direkte 
Konfrontation zwischen Groß- und 
Regionalmächten. Deutsche Militär-
flugzeuge sind – selbstverständlich 
völkerrechtswidrig – dabei.

Beispiel Atomwaffen: Da steht 
McMaster, der vor einem Jahr noch 
erklärte, es existiere keine inter-
nationale Gemeinschaft, nur eine 
Arena des Wettbewerbs von Rivalen, 
in München am Rednerpult und be-
klagt, es gebe »nicht viel Respekt für 
Souveränität auf der Welt«. Beleg 
sind für ihn Desinformationskam-
pagnen im Internet, genauer gesagt 
russische, obwohl die Welt spätestens 
seit Edward Snowden weiß, was 
US-Internetkonzerne und die Ge-
heimdienste der USA auf diesem Ge-
biet seit jeher anstellen. McMaster ist 
angeblich überzeugt davon, das wur-
de er in München auch los, dass die 
neuen kleineren Atomwaffen, deren 
Bau sein Präsident angekündigt hat, 
die Gefahr eines Atomkriegs nicht 
erhöhen, sondern senken werden. 
Schlussfolgerung: Mehr davon.

Die »Sicherheitskonferenz« liefer-
te bislang vor allem den Leitmedien 
die Sprachregelungen für den jeweils 
nächsten Krieg des Westens. Das 
konnte in diesem Jahr nicht geleistet 
werden, seine Feldzüge und seine 
atomare Aufrüstung haben das Schau-
laufen für Massenmord überholt.

Arnold Schölzel
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